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Objektbewirtschaftung und eines Flä-
chenmanagements im kommunalen 
Hochbau

> Etablierung einer Projektkultur (Infor-
mation, Kommunikation, Dokumen-
tation) sowie einer entsprechenden 
Vergabekultur und Förderung der 
Baukultur (Architektur, Bauqualität).

Zielgruppen, die mit einem Gemeinde-
hochbauprogramm erreicht bzw. die im 
Sinne eines Projektmarketings in die 
Entwicklung und Etablierung eines Ge-
meindehochbauprogramms eingebun-
den werden sollen, sind Gemeinden und 
Gemeindeverbände, Landes-, Regio-
nal- und Kommunalpolitiker, Behörden 
und Verwaltungsdienststellen, Interes-
sensvertretungen, Planer, Konsulenten, 
Berater, Finanzierer, Versicherer sowie 
Medien.

GEMEINDEHOCHBAU- 
PROGRAMM

Das im Rahmen der Diplomarbeit vorge-
schlagene Gemeindehochbauprogramm 
ist ein Bau- und Instandhaltungspro-
gramm und baut auf den Säulen „Grund-
lagen – Ergebnis – Umsetzung“ (siehe 
Abbildung 1) auf, wobei die einzelnen 
Maßnahmen und Programminhalte in 
sich selbst einen Nutzwert haben und 
durch Verknüpfung miteinander zu einer 
programmatischen Gesamtheit werden.

In weiterer Folge werden einige der voran-
geführten Maßnahmen auszugsweise im 
Rahmen dieses Beitrages beschrieben.

EINFÜHRUNG EINES OBJEKT-  
BZW. FLÄCHENMANAGEMENTS MIT  
OBJEKTANALYSE

Zur künftigen Etablierung und Steuerung 
von Instandhaltungs- und Instandset-
zungsprogrammen, insbesondere jedoch 
zur Steigerung des Nutzwertes, zur Auf-
rechterhaltung der Funktionstüchtigkeit 
und zur Optimierung der Betriebs- und 
Folgekosten ist die Einführung eines be-
darfsgerechten Objekt- bzw. Flächenma-

nagements mit wiederkehrender Objekt- 
analyse und Bedarfsprüfung erforderlich.

Im Vordergrund steht dabei eine vor al-
lem wirtschaftliche Analyse des Objek-
tes über alle Phasen des Lebenszyklus-
kreislaufes, beginnend bei der Objekt-
entwicklung über die Objektplanung, 
Objekterrichtung und Objektnutzung 
bis zur Objektbeseitigung durch Verkauf 
oder Abbruch (Abbildung 2).

Im Durchschnitt verfügen bereits Kleinst-
gemeinden meist über rund 5 Gemein-
dehochbauten, das Gros der Gemeinden 
verfügt über 8 bis 10 Hochbauten ein-
schließlich der zugehörigen Außenan-
lagen. Daraus ist das Erfordernis eines 

Objekt- bzw. Gebäudemanagements 
und eines Flächenmanagements ableit-
bar und ökonomisch begründbar.

Das Objekt- bzw. Gebäudemanagement 
bezieht sich im Wesentlichen auf die fol-
genden inhaltlichen Schwerpunkte:
> Instandhaltung des Objektes samt 

Ausrüstung und Einrichtung
> Gewährleistung der Funktion und Be-

triebssicherheit
> Optimierung der Betriebs- und Folge-

kosten
> Wahrnehmung verpflichtender  

Inspektionen und Wartungsarbeiten.

Das Flächenmanagement ist insgesamt 
von regionaler Bedeutung, bei mittle-

Abb. 1: Gemeindehochbauprogramm – Struktur und Inhalte
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Der vorliegende Artikel beschreibt ein im Rahmen einer Master Thesis von Projekt-
management -Bau entwickeltes Programm für die Analyse und Planung von Ge-
meindehochbauprojekten. Einerseits werden die verschiedenen Grundlagendaten 
systematisch strukturiert und erfasst, auf deren Basis dann die einzelnen Teile des 
Gemeindehochbauprogramms, wie z.B. Instandhaltungs- und Instandsetzungs-
programm, Verbesserungs-, Neubau- und Nachnutzungsprogramm aufbauen kön-
nen. Empfehlungen für die konkrete Umsetzung des Gemeindehochbauprogramms 
betreffend u.a. die Entwicklung interdisziplinärer Konzepte, die Weiterentwicklung 
der Förderrichtlinien oder die Schaffung eines Informations- und Wissenspools.

AKTUELLE SITUATION IM STEI-
RISCHEN GEMEINDEHOCHBAU

Die Selbstverwaltung der Gemeinden, 
die geringer werdenden finanziellen 
und räumlichen Ressourcen sowie die 
sozial- und wirtschaftspolitisch immer 
rascher stattfindenden Veränderungen 
verlangen in allen Bereichen – so auch 
im Kommunalhochbau, in dem beträcht-
liches Kapital umgesetzt und gebunden 
wird – mittel- bis langfristige Perspekti-
ven und entsprechende Steuerungsme-
chanismen. 

Die in der Steiermark seit 2001 gelten-
den Bedarfszuweisungsrichtlinien so-
wie die seit 2002 eingeführten amtlichen 
Bedarfsfeststellungen bei kommunalen 
Hochbauten sind in erster Linie ein Kor-
rektiv in der Frage des grundsätzlichen 
Bedarfs sowie in der Kostenfrage und 
sind ein Regelwerk für die Finanzzu-
schüsse. Eine Steuerung oder längerfris-
tige Planung der Bauaktivitäten ist damit 
nicht möglich.

Auf Grund fehlender Kostenkennwerte 
und sonstiger Vergleichswerte in Bezug 
auf den jeweiligen regionalen und kom-
munalen Bedarf sowie auf Grund viel-
fach fehlender quantitativer und quali-
tativer Standards und Regulative in der 
Projektabwicklung, kann derzeit nur eine 
Projektoptimierung durch eine entspre-
chende Projektvorbereitung, Projektor-
ganisation, Planung und Steuerung er-
reicht werden. Notwendig wäre aber eine 
Strukturoptimierung zur flächendecken-

den und langfristigen Weiterentwicklung 
einer entsprechenden Projekt- und Ver-
gabekultur, eines entsprechenden Kos-
tenbewusstseins und einer entsprechen-
den Ressourcenschonung.

Sowohl die Zuweisung von Bedarfszu-
weisungsmitteln als auch die Finanzpo-
litik der Gemeinden selbst, ist auf Neu-, 
Zu- und Umbauten sowie auf Sanierun-
gen der Hochbauobjekte ausgerichtet. 
Aufwendungen für die Instandhaltung 
der Objekte werden erfahrungsgemäß 
entweder nicht oder in viel zu geringem 
Maße in der Finanzplanung der Gemein-
den berücksichtigt. Das fehlende Wissen 
um den Instandhaltungsbedarf und um 
den Zustand der Gemeindehochbau-
ten ist auch eine der Ursachen für das 
Fehlen entsprechender Reparatur-, War-
tungs- und Instandhaltungsrücklagen. 
Dies führte in den vergangenen und führt 
in den kommenden 10 Jahren zu einem 
massiven Anstieg von Sanierungsbau-
vorhaben.

Die vorangeführten Feststellungen füh-
ren zur Überlegung, in einem Programm 
die Grundsätze und Ziele und daraus 
abgeleitet die Regeln für den steirischen 
Kommunalhochbau zu formulieren und 
auf Grund von Erfahrungen in Zusam-
menarbeit mit den jeweiligen Projektbe-
teiligten laufend zu verbessern. Für die-
ses Gemeindehochbauprogramm wurde 
der Arbeitstitel GEMBAU gewählt, da mit 
Programmen wie GEMBON und GEM-
FIN (Schwerpunkt Finanzwirtschaft) be-
reits analoge Begriff für den kommuna-

len Bereich bekannt sind und mittel- bis 
langfristig eine Zusammenführung der 
verschiedenen Bauprogramme, wie z.B. 
für die Gemeindestraßen, für den Bereich 
des Wasserleitungs- und Kanalbaus, der 
Ortserneuerung etc. in einer Plattform im 
Hinblick auf mögliche Synergien und ei-
ne bessere Abstimmung sinnvoll wäre.

ZIELE UND ZIELGRUPPEN  
EINES GEMEINDEHOCHBAU-
PROGRAMMS

Mit einem Gemeindehochbauprogramm 
werden folgende Ziele mittel- bis lang-
fristig angestrebt bzw. ist folgender Nut-
zen ableitbar:
> Ganzheitliche Betrachtung des Ge-

meindehochbaus (über die Landes-
grenzen hinaus) mit Bezug auf poli-
tische Ziele und Rahmenbedingun-
gen, allgemeine und baugesetzliche 
Grundlagen sowie regional- und kom-
munalwirtschaftliche Gegebenheiten 
und Entwicklungen

> Generalisierung, Thematisierung und 
Standardisierung von Prozessen in 
der Projektentwicklung und in der 
Projektabwicklung sowie Entpolitisie-
rung, Objektivierung und Transparenz 
in der Bedarfszuweisung (Förderung) 
und in der Finanzierung

> Mittel- bis langfristige Finanzierungs-
programme auf Basis von Kennwer-
ten für Neu-, Zu- und Umbauten, 
Sanierungen (Instandsetzungen) und 
Instandhaltungserfordernissen sowie 
auf den Grundlagen der Eigenverant-
wortung für die Nachhaltigkeit, der 

GEMBAU - GEMEINDEHOCHBAUPROGRAMM

1 Die Co-Autoren Hans Lechner und Rainer Stempkowski fungier-
ten als Betreuer der Master Thesis im Rahmen des postgradualen 
Lehrganges Projektmanagement Bau.



NETZWERK BAU > Nr. 04-004
30

NETZWERK BAU > Nr. 04-004 
31

ist eine Ergänzung zum Instandhaltungs-
programm, das auf den Grundsätzen der 
Inspektion sowie der vorausschauenden 
Wartung und Pflege beruht. Im Instand-
setzungsprogramm werden Maßnah-
men, die nicht über das Instandhaltungs-
programm abgedeckt bzw. auf Grund 
der Investitionshöhe nicht abgedeckt 
werden können, sowie anlassbezogene 
Maßnahmen, umgesetzt. Darunter fallen 
insbesondere:
> Maßnahmen bei Gefahr in Verzug 

(z.B. Bedienstetenschutz)
> Maßnahmen bei baulichen Gebre-

chen (z.B. Fassade, Fenster, Risse, 
Feuchtigkeitsschäden)

> Maßnahmen bei technischen Ge-
brechen (z.B. Haustechnik, Elektro, 
Aufzüge)

> Sanierungen (z.B. Böden, Anstriche, 
Innenputz, Türen)

Verbesserungsprogramm

Mit einem Verbesserungsprogramm 
sind Maßnahmen verbunden, die der 
Wertsteigerung und Verbesserung des 
Nutzwertes eines Gebäudes bzw. einer 
Liegenschaft dienen oder auf Grund der 
Anpassung an gesetzliche Bestimmun-
gen, an technische Standards und sons-
tige Bedürfnisse erforderlich oder sinn-
voll sind. Dazu zählen:
> Sicherheitstechnische  

Verbesserungen
> Gebäudetechnische Verbesserungen
> Energetische Verbesserungen
> Bauphysikalische und akustische 

Verbesserungen
> Funktionale Verbesserungen  

innerhalb des Bestandes
> Funktionale Verbesserungen  

durch Erweiterungen (Zubauten,  
Aufstockungen, Ausbauten).

Neubauprogramm

Das Neubauprogramm ist bei folgenden 
Gegebenheiten relevant:
> Bei bestehenden Objekten am Ende 

des technischen / wirtschaftlichen 
Lebenszyklus

> Keine bedarfsgerechten bzw.  
technisch-wirtschaftlich vertretbaren 
Verbesserungen innerhalb des  
Bestandes möglich

> Keine Verbesserungen durch  
Zubauten möglich (z.B. auf Grund 
fehlender Grundstücksressourcen) 
oder wirtschaftlich vertretbar

> Keine Adaptierung vorhandener  
Objekte oder Flächen durch Nachbe-
siedelung möglich

Nachnutzungsprogramm

Auf dem Schulsektor zeichnet sich – be-
dingt durch die permanent rückläufigen 
Schüler- und Klassenzahlen – langfristig 
eine Rückentwicklung im räumlichen Be-
darf ab, der auch durch gestiegene Be-
dürfnisse in den Unterrichtsformen nicht 
mehr kompensiert wird. In Regionen mit 
Bevölkerungsrückgang (durch sinkende 
Geburten, durch Abwanderung) muss 
künftig vereinzelt mit der Schließung von 
Pflichtschulen gerechnet werden.

So ferne diese Objekte dann nicht oh-
nedies am Ende des technischen / wirt-
schaftlichen Lebenszyklus angelangt 
sind, ist nach Möglichkeiten der Nach-
nutzung durch Nachbesiedelung für öf-
fentliche oder privatwirtschaftliche Zwe-
cke zu suchen.

Ebenso ist bei Überlegungen eines Neu-
baus anstatt von Verbesserungen des 
Bestandes die Nachnutzung für öffent-
liche (eigene) oder privatwirtschaftliche 
Zwecke im Rahmen der technischen / 
wirtschaftlichen Lebensdauer zu über-
prüfen. Konkrete Beispiele für derartige 
Anlassfälle sind:
> Nachnutzung eines Wirtschaftshofes 

für ein Rüsthaus
> Nachnutzung einer Schule für ein 

Gemeindeamt und einen Dorfsaal
> Nachnutzung eines Gemeindeamtes 

für eine Bankfiliale
> Nachnutzung einer Volksschule für 

eine Musikschule
> Nachnutzung einer Volksschule für 

Jungfamilien-Wohnungen

EMPFEHLUNGEN FÜR DIE  
KONKRETE UMSETZUNG DES  
GEMEINDEHOCHBAUPROGRAMMS

Interdisziplinäre Konzepte

In die kurz-, mittel- und langfristigen Be-
darfsplanung und Grundlagenermittlung 
sind im Sinne einer gesamtheitlichen Be-
trachtung des räumlichen, qualitativen, 
und wirtschaftlichen Bedarfs neben den 
gesetzlichen Rahmenbedingungen fol-
gende Konzepte einzubinden:
> Raumplanerisches / ortsbildne-

risches Konzept (Raumplanung, 
Standortentwicklung, Infrastruktur ...)

> Räumlich-funktionelles Konzept 
(Raum- und Funktionsprogramm ...)

> Betriebswirtschaftliches Konzept 
(Errichtungskosten, Nutzungskosten, 
Finanzierungsmodell...)

> Baukünstlerisches Konzept 
(Baumassen, Form, Gestaltung...)

> Ökologische Konzept (Baumaterial, 
Speichermassen, Oberflächen,  
Energieträger ...)

> Technisch-konstruktives Konzept 
(Standsicherheit, Funktionalität,  
Flexibilität ...)

> Gebäudetechnisches Konzept (Hei-
zung, Lüftung, Klima, Elektro, IT ...)

Die Konzepte haben in der Hauptsache 
eine technische und wirtschaftliche Aus-
richtung und sind als Ergänzung zu den 
weiteren Fachbereichen wie Organisati-
on, Recht, Termine etc. zu sehen, die im 
Zuge der Projektentwicklung und Pro-
jektabwicklung ebenfalls berücksichtigt 
werden müssen.

Einführung von Richtlinien in der  
Projektentwicklung und –abwicklung

Bei der Entwicklung kommunaler Bau-
vorhaben bedarf es – wie auch in ande-
ren Bau- und sonstigen Sparten – einer 
gesamtheitlichen Betrachtung. Neben 
den technisch-wirtschaftlichen Schwer-
punkten und der Klärung des Nutzerbe-
darfs als ein möglicher Projektauslöser, 
sind weitere Aspekte zu beachten. 
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ren und größeren Gemeinden auch von 
kommunaler und objektbezogener Be-
deutung, da durch ein entsprechendes 
Flächenmanagement meist zumindest 
kurzfristige räumliche und funktionelle 
Bedürfnisse innerhalb der Objektres-
sourcen oder auch durch zeitlich be-
grenzte Anmietung von Fremdobjekten 
abgedeckt werden können.

Ein Flächenmanagement beruht im We-
sentlichen auf folgenden Grundlagen:
> Schonender Umgang mit der gebau-

ten und nicht bebauten Umwelt
> Aktueller Objekt- und Flächenbestand 

samt Nutzungsgrad
> Erhebung und Nutzung möglicher  

Synergien und brachliegender  
Ressourcen.

ERMITTLUNG VON  
KOSTENKENNWERTEN

Kurz- bis mittelfristiges Ziel ist es, durch 
eine verpflichtende Dokumentation und 
Information bei der Kostenplanung, Kos-
tenverfolgung und Kostenfeststellung ei-
ne objekttypenbezogene Kostendaten-
bank aufzubauen und weiter zu entwi-
ckeln. Analog zu den Kostenkennwerten 
nach BKI werden für die jeweiligen Ob-
jekttypen im Baureferat der Fachabtei-
lung 7A (Amt der Steiermärkischen Lan-
desregierung) Kostenkennwerte bzw. 
Kostenschätzwerte gesammelt. Im Vor-
dergrund steht dabei, Vergleiche unter 
Einbeziehung der jeweiligen quantitati-
ven und qualitativen Projektmerkmale zu 
ermöglichen und in der Phase der grund-
sätzlichen Projektüberlegungen bzw. in 
der Phase der Projektentwicklung Mittel-
werte sowie Maximal- und Minimalwerte 
für Bauwerkskosten, Baukosten und im 
Idealfall Errichtungskosten auf m2- und 
m3-Basis in die Gesamtbetrachtung ein-
binden zu können.

Parallel zur Entwicklung einer Kosten-
datenbank für Errichtungskosten muss 
auch eine Datensammlung hinsichtlich 
der Folgekosten (Nutzungskosten inklu-
sive Betriebskosten und Beseitigungs-

kosten) erfolgen und im Sinne einer Pro-
gnose der Lebenszykluskosten im Rah-
men der technischen und wirtschaftli-
chen Lebensdauer bzw. im Rahmen des 
zeitlichen Bedarfs an einem Objekt in die 
jeweiligen Projektüberlegungen (finanzi-
elle Machbarkeit) einfließen.

ENTWICKLUNG VON BAU- UND 
INSTANDHALTUNGSPROGRAMMEN 
(GEMEINDEHOCHBAUPROGRAMM)

Die auf Grund einer Steiermark weiten 
Umfrage sowie auf Grund der laufen-
den Erhebungen bekannte Anzahl an 
über 4.000 Hochbauten (Gemeindeäm-
ter, Kindergärten, Schulen, Rüsthäuser, 
Wirtschaftshöfe, Freizeiteinrichtungen 
etc.) sowie die etwa 170 in Planung be-
findlichen, die etwa 120 in Bau befindli-
chen und die etwa 120 in einem Projekt-
entwicklungsstadium befindlichen Pro-
jekte (Neubauten, Zu- und Umbauten, 
Sanierungen) zeigen deutlich auf, dass 
der Bedarf an kurz-, mittel- bis langfris-
tigen Bau- und Investitionsprogrammen 
gegeben ist.

Zu diesem Zweck erscheint die Umset-
zung eines Gemeindeprogramms erfor-
derlich, das u.a. folgende Teilbereiche 
abdeckt:

Instandhaltungsprogramm 

Derzeit wird der laufenden Instandhal-
tung bei Gemeindehochbauten zu wenig 
Beachtung geschenkt. In den ordentli-
chen Haushalt der Gemeinden ist dafür 
meist ein zu geringer Budgetrahmen vor-
gesehen. Die Grundlagen für die Instand-
haltung sind in der Gemeindeordnung 
und in der Gemeindehaushaltsordnung 
gegeben, wonach das Gemeindeeigen-
tum aus Mitteln des ordentlichen Haus-
halts zu erhalten bzw. die Pflege und 
Erhaltung des Vermögens in einem zum 
Gebrauch geeigneten Zustand sicherzu-
stellen ist. Inhalte des Instandhaltungs-
programms auf Basis der Erhebung von 
Liegenschafts- und Objektdaten sowie 
auf Basis von Gebäude-Checks sind:
> Maßnahmen zur Sicherung des  

Objektbestandes
> Maßnahmen zur Sicherung der  

Funktionalität
> Maßnahmen zur Erhaltung der  

Betriebssicherheit

Instandsetzungsprogramm

Das Instandsetzungsprogramm beinhal-
tet die Wiederherstellung eines einwand-
freien oder zumindest für einen bestimm-
ten Zeitraum akzeptablen Zustandes und 

Abb. 2: Lebenszykluskreislauf von Objekten
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Schaffung eines Informations-  
und Wissenspools

Als eine der Voraussetzungen für die 
Entwicklung, Umsetzung sowie die mit-
tel- bis langfristige Akzeptanz und Eta-
blierung eines Gemeindehochbaupro-
gramms bzw. seiner einzelnen miteinan-
der verknüpfbaren Elemente sind die Do-
kumentation und Information zu nennen. 
Die Dokumentationen und Informationen 
aller Erhebungen, Daten und Auswer-
tungen soll zielgruppenbezogen, aktuell 
und verständlich sein. Der Zugang dazu 
muss für alle Betroffenen sowie Interes-
sierten über entsprechende Zugangsbe-
rechtigungen möglich sein.

Für die Erhebung, Analyse und Auswer-
tung und für die Bereitstellung von Daten 
werden strategische und operative Part-
ner auf Seite der Behörden und Dienst-
stellen ebenso wie auf Seite der Nutzer 
und Anwender benötigt.

Es werden entsprechende Tools erforder-
lich sein, die den Ansprüchen der Aktua-
lität, der Aussagekraft und der Anwend-

barkeit genügen. Als Plattform dazu sind 
beispielhaft das Geoinformationssystem 
GIS bzw. das KIS (Kommunale Informati-
onssystem) des Landes Steiermark aber 
auch Software Dritter (z.B. Projekt Ma-
nagement Tools)  zu erwähnen.

VORSCHAU

Derzeit werden die im vorliegenden Ar-
tikel und der dem Artikel zu Grunde lie-
genden Master Thesis dargestellten Er-
fordernisse im kommunalen Hochbau 
sowie die Entwicklung und Etablierung 
eines Gemeindehochbauprogramms 
mit verschiedenen Verantwortungsträ-
gern aus Politik und Verwaltung sowie 
Interessenten und Interessensvertretun-
gen diskutiert, wobei von zum Teil mit 
mittel- und längerfristigen Prozessen zu 
rechnen ist. Ein Teil der beschriebenen 
Maßnahmen wird im Sinne einer  perma-
nenten Optimierung der Projektabläufe 
bereits erprobt bzw. umgesetzt. 

Bei positiver Resonanz für die Entwick-
lung und Umsetzung eines Gemeinde-
hochbauprogramms im Sinne einer kon-

tinuierlichen Verbesserung der Struktu-
ren, Methoden und Prozesse müssten 
für die weiteren Schritte strategische und 
operative Partner und Partnergemeinden 
gewonnen werden. Aus den bisherigen 
Kontakten mit verschiedenen Verwal-
tungsdienststellen in den anderen Bun-
desländern, dürfte bundesweit jedenfalls 
ein Bedarf an einem Gemeindehochbau-
programm bestehen.

MASTER THESIS IM RAHMEN  
VON PROJEKTMANAGEMENT BAU

Grundlage dieses Artikels ist die im 
Rahmen von PROJEKTMANAGEMENT 
BAU, einem postgradualen Lehrgang 
universitären Charakters mit Masterab-
schluss, von R. Wagendorfer erstellte 
Master Thesis „GEMBAU – Entwicklung 
eines Gemeindehochbauprogramms für 
die Steiermark“, die bei der Bauakade-
mie Steiermark im Dezember 2004 ein-
gereicht wurde.

Detaillierte Infos zu PROJEKTMANAGE-
MENT BAU und zur Master Thesis finden 
Sie unter www.pm-bau.at. <<

Quellenhinweise:

> BKI Baukosteninformationszentrum 
(Hrsg.): BKI Baukosten 2004,  
Teil 1 – Kostenkennwerte für Gebäude 
Stuttgart 2004

> BKI Baukosteninformationszentrum 
(Hrsg.): BKI Baukosten 2004,  
Teil 2 – Kostenkennwerte für Bauele-
mente Stuttgart 2004

> Kyrein Rolf: Immobilien Projektmanage-
ment, Immobilien Informationsverlag 
Rolf Müller, Köln 2002

> Preuß / Schöne: Real Estate und Facility 
Management, Springer-Verlag 2003

> Wagendorfer Robert: GEMBAU –  
Entwicklung eines Gemeindehochbau-
programms für die Steiermark, Master 
Thesis PM-Bau, Bauakademie 2005

> Eine umfangreiche Übersicht über alle 
relevanten Gesetze, Normen und  
Internet-Links findet sich in der Master 
Thesis von R. WagendorferAbb. 4: Beispiel einer gesamtheitlichen Projektbetrachtung
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Dabei ist für alle Teilaspekte eine Priori-
tätenreihung vorzunehmen und bei allen 
Teilaspekten das Risikopotenzial einzu-
schätzen. Erfahrungsgemäß liegt das 
größte Konfliktpotenzial im Bereich der fi-
nanziellen und der kommunalpolitischen 
Machbarkeit. Beide Bereiche stehen in 
enger Beziehung zueinander, wobei im 
Gegensatz zur politischen die finanziel-
le Machbarkeit quantifizierbar und damit 
das Konfliktpotenzial eingrenzbar ist.

Da die Förderung kommunaler Hochbau-
projekte in der Regel von der Landesre-
gierung auf Vorschlag der beiden politi-
schen Referenten beschlossen wird, ist 
die Frage der politischen Machbarkeit 

nicht nur auf die kommunale Ebene be-
schränkt und ist begleitend zur Projekt-
entwicklung auch ein entsprechendes 
Projektmarketing sinnvoll. In Abbildung 
4 werden jene Bereiche, für welche die 
Machbarkeit bzw. Sinnhaftigkeit zu über-
prüfen und zu klären ist, dargestellt.

In der Regel wird auch bei Projekten, bei 
denen die Projektentwicklungsphase der 
Entwurfsphase vorgeschaltet wird vor-
ausgesetzt, dass die Machbarkeit in al-
len Belangen gegeben ist und bestätigt 
wird. Eine sogenannte „Null-Lösung“, 
sprich, dass kein Bedarf an dem gegen-
ständlichen Projekt bzw. Objekt gegeben 
ist oder die ursprünglich beabsichtigte 

Baumaßnahme, wie zum Beispiel ein 
Neubau, nicht oder vorerst nicht erfor-
derlich ist und es demnach zur zeitlich 
befristeten oder gänzlichen Einstellung 
des Projektes oder zu völlig anderen Pro-
jektformen kommt, wird meist nicht in 
Erwägung gezogen oder von vornherein 
ausgeschlossen.

Diese Haltung steht im krassen Gegen-
satz zur privatwirtschaftlich orientierten 
Projektentwicklung. Dort führt die Nicht-
erfüllung gewisser Rahmenbedingungen 
(K.O.-Kriterien) oder die Präsenz zu ho-
her Risiken nach Abschluss der Mach-
barkeitsstudie in der Regel zum Projekt- 
abbruch oder zur befristeten Einstellung. 
In Abbildung 3 werden mögliche Ergeb-
nisse und Projektarten einer Projektent-
wicklung aufgezeigt.

Weiterentwicklung der  
Bedarfszuweisungsrichtlinien

Die Bedarfszuweisungsrichtlinien (För-
derrichtlinien) stellen eine Grundlage 
für die Förderungswürdigkeit einer Ge-
meinde und damit für die Finanzierbar-
keit einer Investition (Anschaffung, Bau-
maßnahme) dar. Eine Anpassung der 
Fördermodalitäten an die Richtlinien 
anderer Bundesländer bzw. an jene des 
Freistaates Bayern (Gesetz über den Fi-
nanzausgleich zwischen Staat, Gemein-
den und Gemeindeverbänden) erscheint 
– unter Berücksichtigung der jeweiligen 
landeseigenen Besonderheiten und wirt-
schaftlichen Situation – in folgenden Be-
reichen sinnvoll:
> Projektentwicklung
> Projektabwicklung
> Projektorganisation
> Gemeinde- und Regionalentwicklung
> Projektgrundlagen
> Quantitative und qualitative  

Standards
> Projektdokumentation
> Projektevaluierung
> Projektablauf
> Einheitliche Begriffe und  

Kostenansätze
> Lebenszyklus und BedarfAbb. 3: Mögliche Ergebnisse der Projektentwicklung und mögliche Projektarten
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